
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den Marktzugang
für Hafendienste

(2001/C 154 E/30)

(Text von Bedeutung für den EWR)

KOM(2001) 35 endg. � 2001/0047(COD)

(Von der Kommission vorgelegt am 14. Februar 2001)

DAS EUROP˜ISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROP˜ISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 80 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 EG-Vertrag,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Ziel von Artikel 49 EG-Vertrag ist die Beseitigung von
Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs inner-
halb der Gemeinschaft; gemäß Artikel 51 EG-Vertrag ist
dieses Ziel im Rahmen der Gemeinsamen Verkehrspolitik
zu verwirklichen.

(2) Durch die Verordnungen (EWG) Nr. 4055/86 des Rates
vom 22. Dezember 1986 zur Anwendung des Grundsat-
zes des freien Dienstleistungsverkehrs auf die Seeschiff-
fahrt zwischen Mitgliedstaaten sowie zwischen Mitglied-
staaten und Drittländern (1) und (EWG) Nr. 3577/92 des
Rates vom 7. Dezember 1992 zur Anwendung des Grund-
satzes des freien Dienstleistungsverkehrs auf den Seever-
kehr zwischen den Mitgliedstaaten (Seekabotage) (2) wurde
dieses Ziel im Hinblick auf Seeverkehrsdienstleistungen als
solche erreicht.

(3) Hafendienste sind für den ordnungsgemäßen Ablauf des
Seeverkehrs entscheidend, da sie wesentlich zur effizienten
Nutzung der Seeverkehrsinfrastruktur beitragen.

(4) Im Grünbuch über Seehäfen und Seeverkehrsinfrastruktur
vom Dezember 1997 (3) bekundete die Kommission ihre
Absicht, einen Rechtssetzungsrahmen vorzulegen, mit
dem der Zugang zum Hafendienstemarkt in Gemein-
schaftshäfen mit internationalem Verkehr gewährleistet
werden sollte. In diesem Rahmen sollten Hafendienste
als solche Dienstleistungen mit Handelswert definiert wer-
den, die normalerweise gegen Bezahlung in einem Hafen
erbracht werden.

(5) Die Erleichterung des Zugangs zum Hafendienstemarkt
auf Gemeinschaftsebene sollte verbreitet vorhandene Be-
schränkungen, die den Zugang für Hafendienstebetreiber
behindern, beseitigen, die Qualität der gegenüber Hafen-
nutzern erbrachten Dienstleistungen verbessern, Effizienz
und Flexibilität erhöhen, die Kosten senken helfen und
damit zur Förderung des Kurzstreckenseeverkehrs und
des Kombinierten Verkehrs beitragen.

(6) Sofern eine Genehmigung im Sinne dieser Richtlinie die
Form eines Auftrages annimmt, der in den Anwendungs-
bereich der Richtlinien 92/50/EWG (4), 93/36/EWG (5),
93/37/EWG (6) und 93/38/EWG (7) fällt, gelten die letzte-
ren Richtlinien. Sofern anwendbar gelten ebenfalls
die Richtlinien 89/48/EWG (8), 92/51/EWG (9) und
1999/42/EWG (10) über die gegenseitige Anerkennung
von Berufsbildung und -ausbildung.

(7) Verschiedene innerstaatliche Gesetzesbestimmungen und
Praktiken haben zu Verfahrensdisparitäten und Rechts-
unsicherheit hinsichtlich der Rechte von Hafendienstean-
bietern und der Pflichten der zuständigen Behörden ge-
führt. Es ist daher im Interesse der Gemeinschaft, einen
gemeinschaftlichen Rechtsrahmen zu schaffen und damit
Grundregeln über den Zugang zum Hafendienstemarkt,
die Rechte und Pflichten gegenwärtiger und künftiger
Diensteanbieter, die Leitungsorgane der Häfen sowie die
Verfahren im Hinblick auf Genehmigungen und Bewerber-
auswahl aufzustellen.
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(1) ABl. L 378 vom 31.12.1986, S. 1�3. Zuletzt geändert durch Ver-
ordnung (EWG) Nr. 3573/90 des Rates (ABl. L 353 vom 17.12.1990,
S. 16).

(2) ABl. L 364 vom 12.12.1992, S. 7�10.
(3) KOM(97) 678 endg. vom 10. Dezember 1997.

(4) Richtlinie 92/50/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 über die Koor-
dinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Dienstleistungs-
aufträge, zuletzt geändert durch Richtlinie 97/52/EG (ABl. L 328
vom 28.11.1997).

(5) Richtlinie 93/36/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 über die Koor-
dinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Lieferaufträge
(ABl. L 199 vom 9.8.1993, S. 1), zuletzt geändert durch Richtlinie
97/52/EG (ABl. L 328 vom 28.11.1997).

(6) Richtlinie 93/37/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 zur Koordinie-
rung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge (ABl. L
199 vom 9.8.1993, S. 54), zuletzt geändert durch Richtlinie
97/52/EG (ABl. L 328 vom 28.11.1997).

(7) Richtlinie 93/38/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 zur Koordinie-
rung der Auftragsvergabe durch Auftraggeber im Bereich der Was-
ser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikati-
onssektor (ABl. L 199 vom 9.8.1993, S. 84), zuletzt geändert durch
Richtlinie 98/4/EG (ABl. L 101 vom 1.4.1998).

(8) Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über
eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome,
die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen.

(9) Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 über eine
zweite allgemeine Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähi-
gungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie 89/48/EWG.

(10) Richtlinie 1999/42/EG vom 7. Juni 1999 über ein Verfahren zur
Anerkennung der Befähigungsnachweise für die unter die Liberali-
sierungs- und Übergangsrichtlinien fallenden Berufstätigkeiten in
Ergänzung der allgemeinen Regelung zur Anerkennung der Befä-
higungsnachweise.



(8) Mit Rücksicht auf die Prinzipien der Subsidiarität und der
Verhältnismäßigkeit gemäß Artikel 5 EG-Vertrag können
die Ziele der geplanten Maßnahme, nämlich Zugang für
jede in der Gemeinschaft ansässige natürliche bzw. Rechts-
person zum Markt für Hafendienstleistungen, aufgrund
ihrer Größenordnung von den Mitgliedstaaten nicht aus-
reichend verwirklicht werden; dies kann daher besser auf
Ebene der Gemeinschaft erfolgen. Die Richtlinie be-
schränkt sich auf das für die Verwirklichung dieser Ziele
erforderliche Mindestmaß und geht nicht über das für
diesen Zweck Erforderliche hinaus.

(9) Die Rechtssetzung der Gemeinschaft schließt die Anwen-
dung anderer Gemeinschaftsbestimmungen nicht aus. Die
Wettbewerbsregeln wurden bereits auf Hafendienste ange-
wandt und sind insbesondere bei Monopolsituationen von
Bedeutung.

(10) Im Interesse eines effizienten und sicheren Hafenmanage-
ments können die Mitgliedstaaten Genehmigungen für
Diensteanbieter vorschreiben. Die Kriterien zur Erteilung
solcher Genehmigungen müssen objektiv, transparent,
nicht diskriminierend, sachgerecht und verhältnismäßig
sein. Sie sind zu veröffentlichen.

(11) Da Häfen geographisch begrenzte Gebiete darstellen, kann
der Marktzugang in bestimmten Fällen Sachzwängen wie
Einschränkungen der Kapazität oder des verfügbaren
Raums sowie auch durch die Verkehrssicherheit bedingten
Vorgaben für technisch-nautische Dienste unterliegen. In
solchen Fällen kann es daher erforderlich sein, die Anzahl
der zugelassenen Hafendiensteanbieter zu begrenzen.

(12) Die Kriterien jeder Begrenzung müssen objektiv, trans-
parent, nicht diskriminierend, sachgerecht und verhältnis-
mäßig sein. Beim Ladungsumschlag darf die Zahl der
Diensteanbieter nicht auf weniger als zwei voneinander
vollkommen unabhängige Anbieter beschränkt werden.

(13) Diensteanbieter sollten das Recht haben, Personal ihrer
eigenen Wahl zu beschäftigen.

(14) Wo die Anzahl der Hafendiensteanbieter begrenzt ist, sind
diese durch die zuständige Behörde in einem transparen-
ten, objektiven, offenen und fairen Verfahren nach nicht
diskriminierenden Regeln auszuwählen.

(15) Um sicherzustellen, dass Entscheidungen und Verfahrens-
maßnahmen gemäß dieser Richtlinie von neutralen Stellen
getroffen werden und dies auch ersichtlich ist, muss die
Stellung des Leitungsorgans eines Hafens, das selbst An-
bieter eines Hafendienstes ist oder zu werden beabsichtigt,
definiert werden. Es ist denselben Bedingungen und Ver-
fahren zu unterwerfen wie andere Diensteanbieter, muss
aber weiterhin in der Lage sein, das Funktionieren des
Hafens zu gewährleisten. Deswegen ist mit jeder Entschei-
dung über eine zahlenmäßige Begrenzung der Dienstean-
bieter sowie der Auswahl selbst eine neutrale Stelle zu
betrauen; das Leitungsorgan eines Hafens diskriminiert

weder zwischen Diensteanbietern noch zwischen Hafen-
nutzern.

(16) Daher ist es erforderlich, Nicht-Diskriminierung zwischen
dem Leitungsorgan des Hafen und unabhängigen Betrei-
bern sowie zwischen den Leitungsorganen verschiedener
Häfen zu gewährleisten.

(17) Im Finanzbereich ist es erforderlich, die Leitungsorgane
der durch diese Richtlinie erfassten Häfen, die auch als
Diensteanbieter auftreten, zur getrennten Buchführung
über ihre Tätigkeit als Leitungsorgan bzw. Tätigkeiten
im Rahmen des Wettbewerbs zu verpflichten.

(18) Richtlinie 2000/52/EG der Kommission vom 26. Juli
2000 begründet für eine Reihe Unternehmen die Ver-
pflichtung wird, getrennte Buchführungen zu erstellen,
was jedoch nur für Unternehmen gilt, deren gesamter
Jahresumsatz in den letzten beiden Jahren jeweils über
40 Millionen EUR lag. Vor dem Hintergrund der Einfüh-
rung der Dienstleistungsfreiheit im Hafensektor der Ge-
meinschaft ist zu gewährleisten, dass der Grundsatz der
getrennten Buchführung für alle Häfen gilt, die durch den
Anwendungsbereich dieser Richtlinie erfasst werden; den
Häfen sind Transparenzvorschriften zu machen, die nicht
weniger streng als diejenigen der Richtlinie 2000/52/EG
der Kommission sein dürfen.

(19) Die Anforderung, über Hafendienstleistungstätigkeiten
Buch zu führen, sollte für alle Unternehmen gelten, die
für die Erbringung solcher Dienstleistungen ausgewählt
wurden.

(20) Selbstabfertigung sollte zulässig sein, und die Kriterien für
Selbstabfertiger sollten nicht strenger sein als solche für
Anbieter von Hafendiensten derselben oder vergleichbarer
Art.

(21) Im Zuge eines Auswahlverfahrens erteilte Genehmigungen
sollten zeitlich begrenzt sein. Bei der Entscheidung über
die Geltungsdauer der Genehmigung ist sinnvollerweise zu
berücksichtigen, ob der Anbieter in Vermögenswerte in-
vestieren musste, und sofern dies der Fall ist, ob diese
Werte beweglich sind oder nicht. Obschon ein solches
Verfahren zu einem angemessenen Ergebnis führen dürfte,
ist es doch erforderlich, die maximale Geltungsdauer der
Genehmigungen festzulegen.

(22) Die gegenwärtige Lage in den Gemeinschaftshäfen mit
ihrer Vielzahl von Genehmigungen, Auswahlmethoden
und Geltungsdauern erfordert die Festlegung von klaren
Übergangsfristen. Diese Übergangsregeln sollten zwischen
Häfen, in denen die Anzahl der Diensteanbieter begrenzt
ist, und anderen unterscheiden.

(23) Wo die Anzahl der Diensteanbieter nicht begrenzt ist,
besteht kein Grund, die bestehenden Genehmigungen zu
ändern; künftige Genehmigungen sollten indessen gemäß
den Bestimmungen der Richtlinie erteilt werden.
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(24) Wo die Anzahl der Diensteanbieter begrenzt ist, sollten
die Übergangszeiträume differenzieren zwischen solchen
Genehmigungen, die im Rahmen einer öffentlichen Aus-
schreibung oder eines gleichwertigen Verfahrens erteilt
wurden, und anderen; zwischen Sachlagen, in denen der
Diensteanbieter bedeutende Investitionen getätigt hat, und
anderen, wo dies nicht der Fall ist; sowie zwischen Fällen,
in den die Investitionen in bewegliche Vermögenswerte
bzw. Immobilien erfolgten. Im Interesse der Rechtssicher-
heit sollten in jedem Fall maximale Geltungsdauern fest-
gelegt werden, wogegen den staatlichen Behörden erheb-
licher Spielraum zu belassen ist, um die Eigenheiten jedes
Falles angemessen zu berücksichtigen.

(25) Die Mitgliedstaaten sollten die für die Umsetzung der
Richtlinie zuständigen Behörden bestimmen.

(26) Es sollten Einspruchsverfahren gegen die Entscheidungen
der zuständigen Behörden bestehen.

(27) Die Mitgliedstaaten gewährleisten ein angemessenes Sozi-
alschutzniveau für das Personal der Hafendienstleistungs-
unternehmen.

(28) Die Bestimmungen dieser Richtlinie berühren in keiner
Weise die Rechte und Pflichten der Mitgliedstaaten in Be-
zug auf Recht und Ordnung, Sicherheit und Umweltschutz
in Häfen.

(29) Diese Richtlinie berührt nicht die Anwendung der Ver-
tragsbestimmungen; insbesondere wird die Kommission
fortfahren, die Einhaltung dieser Regeln zu überwachen,
indem sie nötigenfalls alle Befugnisse ausübt, die ihr durch
Artikel 86 zuerkannt werden.

(30) Aufgrund der Berichterstattung durch die Mitgliedstaaten
über die Anwendung dieser Richtlinie sollte die Kommis-
sion eine Beurteilung vornehmen und diese, sofern ange-
bracht, mit einem Vorschlag zur Revision der Richtlinie
verbinden �

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Ziel

Die Freiheit, Hafendienstleistungen zu erbringen, gilt für Hafen-
diensteanbieter der Gemeinschaft im Rahmen der Bestimmun-
gen dieser Richtlinie. Hafendiensteanbieter haben Zugang zu
Hafenanlagen, soweit dies für ihre Tätigkeit erforderlich ist.

Artikel 2

Geltungsbereich

(1) Diese Richtlinie gilt für die im Anhang aufgeführten
Hafendienste, welche innerhalb eines Hafens gegenüber dessen
Benutzern erbracht werden.

(2) Diese Richtlinie gilt für jeden Seehafen bzw. jedes See-
hafensystem innerhalb des Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaats,
der oder das dem allgemeinen Handelsschiffsverkehr offen
steht, sofern der durchschnittliche Jahresumschlag des Hafens
in den letzten drei Jahren nicht unter 3 Millionen Tonnen oder
500 000 Fahrgastbewegungen lag.

(3) Erreicht ein Hafen den in Absatz 2 genannten Schwellen-
wert für Ladungsverkehr, jedoch nicht den entsprechenden
Schwellenwert für Fahrgastbewegungen, so gelten die Bestim-
mungen dieser Richtlinie nicht für Hafendienste, die ausschließ-
lich für Fahrgäste bestimmt sind. Wird der Schwellenwert für
Fahrgastbeförderung erreicht, jedoch nicht der für Ladungsver-
kehr, so gelten die Bestimmungen dieser Richtlinie nicht für
Hafendienste, die ausschließlich für Fracht bestimmt sind. Die
Kommission veröffentlicht zur Information im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften aufgrund der von den Mitgliedstaa-
ten gelieferten Auskünfte eine Aufstellung der Häfen, auf die
sich dieser Artikel bezieht. Diese Aufstellung wird zum ersten
Mal drei Monate nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie und
danach alljährlich veröffentlicht.

(4) Die Mitgliedstaaten können verlangen, dass Hafendiens-
teanbieter in der Gemeinschaft ansässig sein müssen und Schif-
fe, die ausschließlich zur Erbringung von Hafendienstleistungen
genutzt werden, in einem Mitgliedstaat registriert sein und un-
ter dessen Flagge fahren müssen.

Artikel 3

(1) Diese Richtlinie gilt unbeschadet der sich aus den Richt-
linien 92/50/EWG, 93/36/EWG, 93/37/EWG und 93/38/EWG
ergebenden Verpflichtungen der zuständigen Behörden.

(2) Sofern eine der in Absatz 1 genannten Richtlinien die
Ausscheibung eines Dienstleistungsauftrags zwingend vor-
schreibt, gelten Artikel 8 Absätze 1, 2, 3, 4 und 5, Artikel
12 Absätze 1 und 2 sowie Artikel 13 dieser Richtlinie nicht
für die Vergabe des Auftrags.

(3) Diese Richtlinie gilt unbeschadet der sich aus den Richt-
linien 89/48/EWG, 92/51/EWG und 1999/42/EG über gegen-
seitige Anerkennung von Berufsbildung und -ausbildung unter
Mitgliedstaaten ergebenden Verpflichtungen der zuständigen
Behörden.

Artikel 4

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Richtlinie bedeutet:

1. ÐSeehafen� (in dieser Richtlinie als ÐHafen� bezeichnet) ein
Gebiet mit Land- und Wasseranteilen, dessen Befestigungen
und Anlagen in erster Linie die Aufnahme von Schiffen
sowie deren Beladen und Löschen, die Lagerung von Gütern,
den Empfang und die Lieferung dieser Güter durch Land-
verkehrsmittel sowie das Ein- und Ausschiffen von Fahrgäs-
ten ermöglichen.
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2. ÐHafensystem� bedeutet zwei oder mehr zusammengrup-
pierte Häfen, die dieselbe Stadt oder dasselbe Ballungsgebiet
bedienen.

3. ÐHafenbehörde� oder ÐLeitungsorgan des Hafens� (im folgen-
den als ÐLeitungsorgan des Hafens� bezeichnet) ist eine Stel-
le, die in Verbindung mit anderen Tätigkeiten oder aus-
schließlich die Verwaltung und Unternehmensleitung der
Hafeninfrastrukturen im Rahmen innerstaatlichen Rechts
oder entsprechender Regelungen sowie die Koordinierung
und Kontrolle der Tätigkeit der verschiedenen in dem be-
treffenden Hafen oder Hafensystem präsenten Wirtschafts-
beteiligten zum Ziel hat. Sie kann sich in mehrere getrennte
Stellen gliedern oder für mehr als einen Hafen zuständig
sein.

4. ÐHafendienste� sind die Dienstleistungen mit Handelswert,
die normalerweise in einem Hafen gegen Entgelt erbracht
werden und im Anhang aufgeführt sind.

5. ÐHafendiensteanbieter� bedeutet jede natürliche oder Rechts-
person, die eine oder mehrere Kategorien von Hafendienst-
leistungen erbringt oder dies beabsichtigt.

6. Ðgemeinwirtschaftliche Verpflichtung� ist eine Anforderung
seitens einer zuständigen Behörde, durch die die angemes-
sene Erbringung bestimmter Kategorien von Hafendienstleis-
tungen gewährleistet wird.

7. ÐSelbstabfertigung� bedeutet eine Sachlage, in der ein Hafen-
benutzer für sich selbst eine oder mehrere Kategorien von
Hafendienstleistungen erbringt und normalerweise kein Ver-
trag irgendeiner Art für die Erbringung solcher Dienstleis-
tungen mit einer dritten Partei abgeschlossen wird.

8. ÐGenehmigung� bedeutet jede Erlaubnis, einschließlich eines
Vertrags, gegenüber einer natürlichen oder Rechtsperson zur
Erbringung von Hafendienstleistungen oder zur Selbstabfer-
tigung.

Artikel 5

Zuständige Behörden

Die Mitgliedstaaten bestimmen die für die Umsetzung der Ar-
tikel 6, 7, 8, 10, 11, 12 und 19 dieser Richtlinie zuständige
Behörde oder zuständigen Behörden.

Artikel 6

Genehmigung

(1) Die Mitgliedstaaten können für Hafendiensteanbieter eine
vorherige Genehmigung unter den in Absätzen 2, 3, 4 und 5
festgelegten Bedingungen vorschreiben. Den gemäß Artikel 8
ausgewählten Diensteanbietern wird die Genehmigung auto-
matisch erteilt.

(2) Die zuständige Behörde erteilt Genehmigungen nach
transparenten, nicht diskriminierenden, objektiven, sachgerech-

ten und verhältnismäßigen Kriterien. Diese dürfen sich nur auf
die fachlichen Qualifikationen des Anbieters, seine solide Fi-
nanzlage und ausreichenden Versicherungsschutz sowie die Si-
cherheit im Seeverkehr oder von Anlagen, Ausrüstungen und
Personen beziehen. Die Genehmigung kann gemeinwirtschaft-
liche Verpflichtungen im Hinblick auf Sicherheit, Regelmäß-
igkeit, Kontinuität, Qualität und Preis sowie die Bedingungen,
zu denen die Dienstleistung erbracht wird, einschließen.

(3) Wo zu den geforderten fachlichen Qualifikationen spezi-
fische Ortskenntnisse oder Erfahrung mit örtlichen Gegebenhei-
ten gehören, bietet die zuständige Behörde Bewerbern für
Dienstleistungen geeignete Fortbildungsmöglichkeiten.

(4) Die in Absatz 2 genannten Kriterien werden veröffent-
licht; Anbieter von Hafendiensten werden im voraus über das
Verfahren zur Erlangung der Genehmigung unterricht. Diese
Anforderung gilt ebenfalls für eine Genehmigung, mit der
eine Dienstleistung an eine Investition in Immobilien geknüpft
wird, die nach Ablauf der Genehmigung an den Hafen fallen.

(5) Der Diensteanbieter hat das Recht, Personal seiner Wahl
zu beschäftigen, um die von der Genehmigung erfasste Dienst-
leistung zu erbringen.

Artikel 7

Begrenzungen

(1) Die Mitgliedstaaten können die Anzahl der Hafendiens-
teanbieter nur aufgrund von Einschränkungen des verfügbaren
Raums bzw. der Kapazität oder für technisch-nautische Dienste
unter Berufung auf die Sicherheit des Seeverkehrs begrenzen.
Die zuständige Behörde ist gehalten:

a) Interessierte über die Hafendienstekategorie oder -kategorien
und Hafenteile, für die die Beschränkungen gelten, sowie die
Gründe dafür zu unterrichten;

b) die unter den gegebenen Umständen höchstmögliche Zahl
an Diensteanbietern zuzulassen.

(2) Wo Einschränkungen aufgrund der verfügbaren Fläche
oder Kapazität bestehen und solange keine außergewöhnlichen
Umstände bei Verkehrsvolumen und Ladungskategorien eintre-
ten, lässt die zuständige Behörde mindestens zwei voneinander
unabhängige Diensteanbieter für jede Ladungskategorie zu.

(3) Sofern die über Begrenzungen in dem fraglichen Hafen
entscheidende zuständige Behörde das Leitungsorgan dieses Ha-
fens darstellt und dieses selbst oder ein von ihm mittelbar oder
unmittelbar kontrollierter Diensteanbieter auch in diesem Ha-
fen Dienstleistungen zu erbringen beabsichtigt, bestimmen die
Mitgliedstaaten eine andere Behörde und betrauen diese mit der
Entscheidung oder der Genehmigung einer Entscheidung über
Begrenzungen. Diese neu bestimmte zuständige Behörde muss
von dem Leitungsorgan des fraglichen Hafens unabhängig sein
und darf:
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a) keine Hafendienste anbieten, die denen anderer Dienstean-
bieter in dem fraglichen Hafen vergleichbar wären;

b) keine unmittelbare oder mittelbare Kontrolle über Diens-
teanbieter in dem fraglichen Hafen ausüben bzw. an solchen
beteiligt sein.

Artikel 8

Auswahlverfahren

(1) Wo die Zahl der Anbieter von Hafendienstleistungen in
Anwendung von Artikel 7 begrenzt worden ist, ergreift die
zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen zur Ge-
währleistung eines transparenten und objektiven Auswahlver-
fahrens durch Ausschreibung unter Anwendung verhältnis-
mäßiger, nicht diskriminierender und sachgerechter Kriterien.

(2) Die zuständige Behörde veröffentlicht im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften eine Aufforderung an Bewerber
zur Teilnahme an dem Auswahlverfahren.

Mit dieser Veröffentlichung kann auf die zuständige Behörde
oder die eigene Internet-Seite des Hafens bzw. wo eine solche
nicht vorhanden ist, eine andere Möglichkeit verwiesen werden,
die erforderlichen Informationen jeder interessierten Person
rechtzeitig verfügbar zu machen.

(3) Die zuständige Behörde gibt in ihrer Veröffentlichung an,

a) welche Kriterien die Mindestanforderungen der Behörde für
Genehmigung und Auswahl darstellen;

b) nach welchen Zuschlagskriterien die Behörde unter den An-
geboten, die den Auswahlkriterien genügen, ihre Entschei-
dung trifft; und

c) welche Bedingungen für die Dienstleistungsverpflichtungen
laut Vertrag gelten und welche Vermögenswerte dem erfolg-
reichen Bieter zur Verfügung gestellt werden, einschließlich
der entsprechenden Bedingungen und Bestimmungen.

(4) Das Verfahren dauert mindestens 52 Tage von der Ver-
öffentlichung des Aufrufs zur Einreichung von Vorschlägen bis
zum Einsendeschluss für diese.

(5) Die zuständige Behörde liefert potenziellen Diensteanbie-
tern alle ihr selbst zugänglichen Informationen.

(6) Wo die das Auswahlverfahren für den fraglichen Hafen
durchführende zuständige Behörde das Leitungsorgan dieses
Hafens ist und dieses selbst oder ein Diensteanbieter, den es
unmittelbar oder mittelbar kontrolliert, Dienstleistungen in die-
sem Hafen erbringt oder dies beabsichtigt, bestimmen die Mit-
gliedstaaten eine andere zuständige Behörde und betrauen sie
mit dem fraglichen Auswahlverfahren. Diese neu bestimmte
zuständige Behörde muss von dem Leitungsorgan des fragli-
chen Hafens unabhängig sein und darf:

a) keine Hafendienste anbieten, die denen anderer Dienstean-
bieter in dem fraglichen Hafen vergleichbar wären;

b) keine unmittelbare oder mittelbare Kontrolle über einen
Diensteanbieter in dem fraglichen Hafen ausüben bzw. an
einem solchen beteiligt sein.

Artikel 9

Geltungsdauer

Hafendiensteanbieter werden für einen begrenzten Zeitraum
ausgewählt, der nach folgenden Kriterien zu bestimmen ist:

1. In Fällen, in denen der Diensteanbieter keine oder unbedeu-
tende Investitionen tätigt, um die Dienstleistungen zu er-
bringen, beträgt die maximale Geltungsdauer der Genehmi-
gung 5 Jahre.

2. Tätigt der Diensteanbieter bedeutende Investitionen in

a) bewegliche Vermögenswerte, beträgt die maximale Gel-
tungsdauer 10 Jahre;

b) Immobilien, beträgt die maximale Geltungsdauer 25
Jahre unabhängig davon, ob die damit verbundenen Ei-
gentumsrechte an den Hafen fallen.

Artikel 10

Buchführungsbestimmungen

Die zuständige Behörde verpflichtet die ausgewählten Diens-
teanbieter, für jede der fraglichen Hafendienstleistungen ge-
trennt Buch zu führen. Die Rechnungslegung muss der übli-
chen Handelspraxis und allgemein anerkannten Buchführungs-
grundsätzen entsprechen.

Artikel 11

Selbstabfertigung

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnah-
men, um Selbstabfertigung im Sinne dieser Richtlinie zu er-
möglichen.

(2) Die Selbstabfertigung kann einer Genehmigungspflicht
unterliegen, für die keine strengeren Kriterien als diejenigen
für die Anbieter desselben oder eines vergleichbaren Hafen-
dienstes gelten dürfen.

Artikel 12

Das Leitungsorgan des Hafens

(1) Wo das Leitungsorgan des Hafens Hafendienste anbietet,
hat es die in Artikel 6 festgelegten Kriterien zu erfüllen und die
Buchführung über jede seiner Hafendienstleistungstätigkeiten
von derjenigen über seine anderen Tätigkeiten zu trennen.
Die Rechnungslegung muss der üblichen Handelspraxis und
allgemein anerkannten Buchführungsgrundsätzen entsprechen,
um zu gewährleisten, dass:
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a) die internen Buchführungen über die verschiedenen Tätig-
keiten getrennt erfolgen;

b) alle Kosten und Einnahmen nach durchgehend angewende-
ten und objektiv zu rechtfertigenden Buchführungsgrundsät-
zen korrekt verrechnet und zugewiesen werden;

c) die Kostenrechnungsgrundsätze, nach denen die getrennten
Bücher geführt werden, klar erkennbar sind.

(2) Der Bericht des Rechnungsprüfers über den Jahres-
abschluss hat gegebenenfalls Mittelübertragungen zwischen
der Hafendienstleistungstätigkeit des Leitungsorganes des Ha-
fens und seinen anderen Tätigkeiten auszuweisen. Der Bericht
des Rechnungsprüfers ist durch die Mitgliedstaaten zu verwah-
ren und der Kommission auf Verlangen verfügbar zu machen.

(3) Im Falle, dass ein Auswahlverfahren nach Artikel 8 für
eine bestimmte Hafendienstleistung keine geeigneten Dienstean-
bieter ergibt, kann die zuständige Behörde unter den in Absatz
1 dieses Artikels festgelegten Bedingungen dem Leitungsorgan
des Hafens die Erbringung dieser Dienstleistung für einen Zeit-
raum von höchstens 5 Jahren vorbehalten.

(4) Das Leitungsorgan des Hafens diskriminiert nicht unter
den Diensteanbietern. Es enthält sich insbesondere jeder Art
Ungleichbehandlung zugunsten eines Unternehmens oder eines
Organs, an dem es beteiligt ist.

(5) Die Bestimmungen dieser Richtlinie berühren in keiner
Weise die Rechte und Pflichten der Mitgliedstaaten in bezug auf
die Transparenz-Richtlinie 2000/52/EG.

Artikel 13

Einspruchmöglichkeiten

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten für jeden legitimen In-
teressenten das Recht zum Einspruch gegen gemäß dieser
Richtlinie durch die zuständigen Behörden oder das Leitungs-
organ des Hafens getroffene Entscheidungen oder Einzelmaß-
nahmen.

(2) Wenn ein Antrag auf Zulassung zur Erbringung von
Hafendienstleistungen gemäß dieser Richtlinie abgelehnt wird,
werden die Antragsteller über die Gründe unterrichtet, aus
denen sie nicht zugelassen oder ausgewählt wurden. Solche
Begründungen haben objektiv, nicht diskriminierend, wohl-
begründet und belegt zu sein. Dem Antragsteller müssen Ein-
spruchsverfahren verfügbar gemacht werden. Es muss möglich
sein, diesen Einspruch bei einem staatlichen Gericht oder einer
in ihrer Organisation, Finanzierung, rechtlichen Struktur und
Entscheidungsfindung von der zuständigen Behörde oder dem
Leitungsorgan des betreffenden Hafens und allen Diensteanbie-
tern unabhängigen öffentlichen Behörde einzulegen.

(3) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnah-
men, um zu gewährleisten, dass die von den Einspruchsinstan-
zen getroffenen Entscheidungen gegebenenfalls gerichtlich über-
prüft werden.

Artikel 14

Sicherheit und Umweltschutz

Die Bestimmungen dieser Richtlinie berühren in keiner Weise
die Rechte und Pflichten der Mitgliedstaaten im Hinblick auf
Recht und Ordnung, Sicherheit in Häfen und Umweltschutz.

Artikel 15

Sozialschutz

Unbeschadet der Anwendung dieser Richtlinie und vorbehalt-
lich anderer Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts, ergreifen
die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen, um die An-
wendung ihrer Sozialgesetzgebung zu gewährleisten.

Artikel 16

Übergangsmaßnahmen

(1) Sofern die Zahl der Anbieter von Hafendienstleistungen
nicht durch Raum- oder Kapazitätseinschränkungen bzw. aus
Gründen der Seeverkehrssicherheit begrenzt ist, können gel-
tende Genehmigungen ihre Gültigkeit solange unverändert be-
halten, bis die Anzahl begrenzt wird. Neue Genehmigungen
müssen den Bestimmungen dieser Richtlinie entsprechen.

(2) In Häfen, in denen die Zahl der Anbieter von Hafen-
dienstleistungen begrenzt ist, gelten die in den Punkten a) bis
e) festgelegten Bestimmungen.

a) Wenn eine geltende Genehmigung im Zuge einer öffent-
lichen Ausschreibung oder eines vergleichbaren Verfahrens
erteilt wurde und im übrigen den Bestimmungen dieser
Richtlinie entspricht, kann diese Genehmigung ihre Gültig-
keit unverändert behalten.

b) Wenn eine geltende Genehmigung nicht gemäß den Bestim-
mungen dieser Richtlinie erteilt wurde und der Dienstean-
bieter keine oder unbedeutende Investitionen getätigt hat, ist
innerhalb von zwei Jahren nach dem Umsetzungsdatum
dieser Richtlinie im Falle eines einzelnen Diensteanbieters
und von 4 Jahren in allen anderen Fällen ein neues Geneh-
migungsverfahren gemäß den Bestimmungen dieser Richt-
linie durchzuführen.

c) Wenn ein Diensteanbieter im Zusammenhang mit einer be-
stehenden Genehmigung erhebliche Investitionen in beweg-
liche Vermögenswerte getätigt hat, gilt Folgendes:

i) falls die Genehmigung nicht gemäß den Bestimmungen
dieser Richtlinie, aber im Zuge einer öffentlichen Aus-
schreibung oder eines ähnlichen Verfahrens erteilt wurde,
beträgt die maximale Geltungsdauer der bestehenden Ge-
nehmigung 10 Jahre;
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ii) falls die Genehmigung nicht gemäß den Bestimmungen
dieser Richtlinie und auch nicht im Zuge einer öffent-
lichen Ausschreibung oder eines ähnlichen Verfahrens
erteilt wurde, ist innerhalb von drei Jahren nach dem
Umsetzungsdatum dieser Richtlinie im Falle eines einzel-
nen Diensteanbieters und von fünf Jahren in allen ande-
ren Fällen ein neues Genehmigungsverfahren gemäß den
Bestimmungen dieser Richtlinie durchzuführen.

d) Hat im Zusammenhang mit einer bestehenden Genehmi-
gung ein Diensteanbieter erhebliche Investitionen in Immo-
bilien getätigt, gilt Folgendes:

i) wurde eine Genehmigung nicht gemäß den Bestimmun-
gen dieser Richtlinie, aber im Zuge einer öffentlichen
Ausschreibung oder eines gleichwertigen Verfahrens er-
teilt, beträgt die maximale Geltungsdauer der bestehen-
den Genehmigung 25 Jahre;

ii) wurde eine Genehmigung nicht gemäß den Bestimmun-
gen dieser Richtlinie und auch nicht im Zuge einer öf-
fentlichen Ausschreibung oder eines gleichwertigen Ver-
fahrens erteilt, ist innerhalb von fünf Jahren nach dem
Umsetzungsdatum dieser Richtlinie im Falle eines einzel-
nen Diensteanbieters und von acht Jahren in allen ande-
ren Fällen ein neues Genehmigungsverfahren gemäß den
Bestimmungen dieser Richtlinie durchzuführen.

e) Hat im Zusammenhang mit einer bestehenden Genehmi-
gung ein Diensteanbieter erhebliche Investitionen in beweg-
liche Vermögenswerte und Immobilien getätigt, gilt Punkt
d).

Artikel 17

Informationsbericht und Überprüfung

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission einen Bericht
über die Umsetzung dieser Richtlinie spätestens drei Jahre nach
dem Datum ihrer Umsetzung.

Aufgrund dieser Berichte nimmt die Kommission eine, sofern
angebracht, mit einem Revisionsvorschlag verknüpfte Beurtei-
lung der Umsetzung der Richtlinie durch die Mitgliedstaaten
vor.

Artikel 18

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens
ein Jahr nach ihrem Inkrafttreten nachzukommen. Sie setzen
die Kommission unverzüglich hiervon in Kenntnis.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaten in den
Vorschriften selbst oder bei der amtlichen Veröffentlichung auf
diese Richtlinie Bezug. Sie regeln die Einzelheiten dieser Bezug-
nahme.

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission den
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Vorschriften, die sie
auf dem Gebiet der Richtlinie erlassen.

Artikel 19

Die Richtlinie tritt zwanzig Tage nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 20

Adressaten

Die Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

ANHANG

AUFSTELLUNG DER DURCH DIESE RICHTLINIE BETROFFENEN HAFENDIENSTE

1. Technisch-nautische Dienste

a) Lotsen;

b) Schleppen;

c) Festmachen.

2. Ladungsumschlag, darunter

a) Löschen und Laden, Stauen, Umladen und andere Transporttätigkeiten am Terminal;

b) Lagerung, Depot und Einlagerung, je nach Ladungskategorien;

c) Zusammenstellung von Sammelladungen.

3. Fahrgastdienste (einschließlich Ein- und Ausschiffen).
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